21. Juni 2008. Meldung des Forschungszentrums Hitler´s Sklaven über die Aussagen vom Minister Frattini in der Deutschen Presse
Die Aussagen vom italienischen Minister für die auswärtigen Angelegenheiten Frattini am 20. Juni in der Deutschen Presse während seines Besuchs in Berlin sind besonders schwerwiegend, und verlangen daher eine unverzügliche Stellungnahme.

Die Urteile des Kassationsgerichtshofs vom Jahre 2004 und 29. Mai 2008 entstehen aus dem hartnäckigen Willen der Opfer die Rechtssicherheit und die Anerkennung der Wahl eines Widerstands zu verfolgen, die mit dem Lager bestraft wurde. Demgegenüber zeigen Frattini´s Aussagen eine beunruhigende Beharrlichkeit mit der Beseitigungspolitik, die von allen Regierungen nach dem Krieg vorangetrieben wurde.

Seit über 60 Jahre sind die Ereignisse Geisel von der Real-Politik und Austauschwaren für die diplomatischen Vereinbarungen zwischen den Staaten.

Das geht zu Lasten des Geistes und der Würde von über 800 tausend italienischen Deportierten, die dazu gezwungen waren mit keinem Vertrag, keinem Gehalt, keinem Schutz, unter großen Opfern für die Gesundheit und sogar das Leben für AEG, Siemens, Krupp, Daimler Benz, Auto Union, Claas und tausend weitere Unternehmen zu arbeiten, die bemüht waren Waffen herzustellen, und den Nazi-Krieg zu unterstützen.

In seinem Interview erklärt Frattini, dass die Regierung die Absicht hat „eine Gruppe von italienischen-deutschen erfahrenen Experten zu versammeln“, „die gegenüber den ehemaligen Zwangsarbeitern ein Zeichen erwägt“, er fügt hinzu:“ Diese Personen haben gelitten. Wenn man ihnen jetzt 3000 Euro gibt, das ist nicht, was sie brauchen“.

Was unser Minister für die auswärtigen Angelegenheiten behauptet, ist unakzeptabel, weil dies der Stellungnahme Deutschland´s und seiner Unternehmen vollkommen entspricht. Gegenüber 130 tausend Zwangsarbeiter, die im Jahre 2001 einen ausdrücklichen Entschädigungsantrag bei der Stiftung „Gedächtnis, Verantwortung, Zukunft“ beantragten, werden diese Anträge banalisiert, die Ausdrucksweise scheint unangebracht,  und ruft eine  Logik der Erledigung ins Gedächtnis zurück.

Die Behauptungen des Ministers hinsichtlich des Beschlusses vom Kassationsgerichtshof vom 29. Mai sind ebenfalls besorgniserregend. Der Beschluss wird für die Immunität der Staaten als „gefährlich“ bezeichnet. Die Aussage ist eine unmissverständliche Unterstützung der deutschen Stellungnahme, sowohl hinsichtlich der Rechtssachen, die von den ehemaligen Zwangsarbeitern überall in Italien gefördert werden, als auch der verborgenen Ereignisse, die das Nazi-Blutbad betreffen. Diese  Rechtssachen konfrontieren sich mit tausenden Hindernissen.

Die Neufestlegung des internationalen Rechts mit weiteren Einschränkungen wegen einer größeren Immunität, die den Staaten gewährt wird, ist eine empfindliche Frage, die alle Bürger betrifft. Die Lage ist komplex. Sie wird künftig gegenteiligem Druck ausgesetzt, einerseits wird das Menschenrecht und andererseits das Interesse von den Staaten und der Stärkeren betrachtet.

Die Sorgen, dass ein vulnus der Immunität der Staaten Entschädigungsanträge seitens Lybiers, Äthiopers, Balkaners gegenüber Italien wegen unser Verantwortung für die Angriffe und die Herrschaftskriege verursachen könnte, bezeugen die Schwäche unseres historischen Gefühls, die Schwierigkeit des Landes die Rechenschaftslegung mit der eigenen Geschichte zu geben, mit jenem Bild von „Italiener, brave Leute“, die die verschiedenen Kulturen nach dem Krieg durch die Schule und die Massmedien unterschiedlich begünstigt haben.

All diese Faktoren zeigen die Hinfälligkeit des internationalen Rechts und die Notwendigkeit das Recht zu verteidigen und zu fördern, und die Widersprüche anzuzeigen. Solche Handlungen bewegen die Bürger die Demokratie auszuüben, und gelten als wertvolle Fassung während dieser Zeit einer gespannten und schweren Festlegung einer nationalen Identität.

Die Opfer, die den Missbrauch und die Zeit überlebt haben, seine Angehörigen, die Vereinigungen, all diejenigen, die den Sinn der Geschichte des Hitler´s –Sklaven tief empfinden, müssen das Paradox einer Situation zur Kenntnis nehmen, die auf der Generation, die wegen ihrem NEIN zum Totalitärkrieg mit dem Lager und der Isolierung in der Heimat bestraft wurde, die Kosten und die ungelösten Verantwortungen des Faschismus, des Führungsschichts, der Bürokratie- und Militärapparate der italienischen Geschichte auslässt.

Eine solche Situation untergrabt die Menschenwürde, und beleidigt die Opfer und die Geschichte, die tiefe Wahrheit wird verborgen, und stellt ein unüberwindliches Hindernis dar auf dem Bereich einer Politik des Gedächtnis als Instrument eines Zivilwachstums und Mahnung für die Fähigkeit das Gräuel und die Dramatik von Kahla, die Arbeit in den Bergwerken und in  den Waffenfabriken, das Elend und die Gewalt in den Lagern zu erkennen.

Das fast zehnjährige persönliche Umgehen mit den Opfern erlaubt uns mit Sicherheit den gemeinsamen Wunsch hinsichtlich einer Lösung mit formellen Entschuldigungen, der Anerkennung des Missbrauchs und einem symbolischen Betrag als Schmerzensgeld zu äußern, um die Rethorik durch Handlungen zu ersetzen.

Die deutschen Unternehmen sollten dazu bewegt sein, gemäß dem deutschen Gesetz an der Finanzierung teilzunehmen, und Gelder zu sammeln wegen der objektiven Verantwortung, und unter Berücksichtigung der noch höheren Kosten, die mit der Image von diesen Umständen verbunden sind.

Für diejenigen, die diese Angelegenheit rekonstruieren wollen, ist es dabei zu beachten, dass nur die von den amerikanischen Juden am Ende der 90er Jahre angestrengten Prozesse die Bundesrepublik dazu gezwungen haben, ein Gesetz für Schmerzensgeld wegen Zwangsarbeit zu verabschieden.

Man darf nicht vergessen, dass ein Gutachten an Professor Tomuschat, als Berater für Internationales Recht, ohne Möglichkeit eines kontraditorischen Verfahrens bestellt wurde, um die Italiener von dieser Entschädigung auszuschließen. Die deutschen Historiker selbst waren darüber empört. 

Italien hat hier die Gelegenheit seine Verantwortung in dieser Geschichte zu anerkennen. Das gilt für den historischen Aspekt, der mit den Ereignissen verbunden ist, und für die spätere Isolierung der Heimkehrer, die Verspätungen, die Unterlassungen, das Fehlen einer historischen und statistischen Untersuchung. Unabhängig von der Verleihung einer Verdienstmedaille, als Folge eines Gesetzes, das keine geeignete Instrumente zur Verfügung gestellt hat, wobei nach einem Jahr nur 800 Verdienstmedaillen verleiht werden können, könnte das Verfahren einer Gesetzvorlage beendet werden. Diese Gesetzvorlage wurde während der letzten Legislatur von nur einem parlamentarischen Zweig genehmigt, und bestimmt einen symbolischen Betrag für die Hitler´s-Sklaven.

Die Lösung für die Hitler´s-Sklaven ist vorhanden.

Mutige Handlungen sind erforderlich, und der Wille diese Ereignisse abzuschließen, ohne sie der Rethorik der Feierlichkeit zu überliefern.

Wir sind der Ansicht, dass in Bezug auf dieser Angelegenheit ein Gleichgewicht gefunden werden soll, um gemeinsame institutionelle Projekte für das Gedächtnis und die Bildung des geteilten europäischen Gefühls zu entwickeln.

Unter diesem Gesichtpunkt eignen sich die Ereignisse als Instrument für eine wichtige Debatte.

Wir sind wie immer während dieser Jahre bereit, unseren direkten Beitrag in allen institutionellen Stellen zu leisten, wo wir für eine Konfrontation dazu eingeladen werden, wo die Geschichte und die Menschen respektiert werden.
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